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Thomas Wagner
„Und jetzt alle mitmachen!“ 
Ein demokratie- und machttheoretischer Blick auf die  
Widersprüche und Voraussetzungen (politischer) Partizipation
„je participe, te participe, il participe, nous parti-
cipons, vous participez, ils proitent.“ 
Posterspruch aus dem Kontext der 
Französischen Studentenrevolte, 1968
Partizipation rückt zunehmend in den Rang eines demokratie- bzw. gesell-
schatspolitischen Schlüsselthemas. Nicht zuletzt im Zuge größerer Protestbewe-
gungen in verschiedenen Ländern während der letzten Jahre (von der arabischen 
Demokratiebewegung über die inzwischen in vielen Ländern aufzuindenden 
Proteste gegen das neoliberale politische Management der Wirtschatskrise und 
die Macht des Finanzkapitals bis hin zum Wiedererstarken der Anti-AKW-
Bewegung und den Demonstrationen im Kontext der Bologna-Reform oder 
Stuttgart 21 in Deutschland) hat die Frage nach dem Fehlen oder dem Vorhan-
densein von adäquaten Beteiligungsoptionen für Bürgerinnen und Bürger an 
politischen Planungs- und Entscheidungsverfahren an Bedeutung und (media-
ler) Aufmerksamkeit gewonnen. Grundsätzlich wird die Forderung nach einer 
Ausweitung direktdemokratischer Mitsprache- und Mitbestimmungsoptionen 
in Politik, Wirtschat und Gesellschat jedoch spätestens seit Ende der 1960er 
Jahre (auch in Verbindung mit unterschiedlichen konjunkturellen Zyklen) in 
den politischen Raum getragen (vgl. Vester 2011: 84); wobei diese Forderungen 
in Deutschland durchaus eine gewisse Responsivität erfahren haben: Insbeson-
dere seit Anfang der 1990er Jahre haben plebiszitäre Elemente in allen Bundes-
ländern Einzug in die Landesverfassungen gehalten und in vielen Fällen sowohl 
auf Landesebene als auch gerade auf kommunaler Ebene die Möglichkeit direkt-
demokratischer Beteiligung, z.B. in der Form von Bürgerentscheiden eröfnet 
(vgl. Bogumil 2004: 113f; Weixner 2006: 107f; 122f). Darüber hinaus sind 
Widersprüche. Verlag Westfälisches Dampfboot, Heft 123, 32. Jg. 2012, Nr. 1, 15 – 38
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in den letzten Jahren, wiederum vor allem auf kommunaler Ebene, eine Reihe 
gesetzlich nicht festgeschriebener Verfahren der Beteiligung von Bürgern an 
Entscheidungs-, Beratungs- und Planungsprozessen zur Anwendung gekom-
men, wie z.B. Heimbeiräte, „Runde Tische“, Bürgerforen und -haushalte oder 
mediativ angelegte Schlichtungsverfahren (vgl. Olk et al 2003: XLIX; Roth 
2010: 614). 
Auch im Kontext Sozialer Arbeit hält Partizipation Einzug: In Skandinavien 
gab es bereits zu Beginn der 1980er Jahre gesetzliche Initiativen zur Etablierung 
von Formen einer „Klientendemokratie“ (vgl. Wendt 2008; Laurberg 2009) Die 
von Nutzerbewegungen forcierte „User-Participation“ (vgl. u.a. Crot/Beresford 
1992; Barnes 1997) ist in Großbritannien von Regierungsseite aufgegrifen und 
in Bestrebungen zum Umbau öfentlicher und sozialer Dienste im Kontext des 
New Public Managments eingelossen. In Deutschland werden z.B. im Hinblick 
auf die Kinder- und Jugendhilfe, neben den vielerorts eingerichteten und teilweise 
sozialpädagogisch begleiteten Jugendparlementen (vgl. Burdewick 2005), auch 
Schulen und soziale Dienste zunehmend als Orte betrachtet, an denen Kindern 
und Jugendlichen Beteiligungsoptionen eröfnet werden sollen (vgl. Hafeneger 
2005; Sünker et al 2005; Olk/Roth 2007). In diesem Zusammenhang soll auf 
die Einführung partizipativer Elemente im deutschen Jugendhilferecht im Zuge 
dessen Novellierung durch das KJHG im Jahr 1990 verwiesen werden (vgl. u.a. 
Pluto 2010: 196f), insbesondere auf die Implementierung des Hilfeplanverfahrens 
(§ 36 SGB VIII). Dessen Prinzip einer Mitwirkung der Nutzerinnen und Nutzer 
an der Hilfeplanung indet sich inzwischen auch in anderen Arbeitskontexten 
Sozialer Arbeit wieder, so z.B. im Falle des persönlichen Budgets im Rahmen 
der Eingliederungshilfe für behinderte Menschen (§§ 57, 58 SGB XII). Selbst im 
Heimbereich lassen sich Beteiligungsansätze aufzeigen (vgl. Babic 2010), wobei 
bei der Frage einer möglichen Entschädigung ehemaliger Heimkinder auf das 
Beteiligungsinstrument „Runder Tisch“ zurückgegrifen wurde (vgl. kritisch 
Kappeler in diesem Het). Darüber hinaus wird derzeit unter der Überschrit 
„Engagementpolitik“ eine Ausweitung von Beteiligungsoptionen propagiert, 
wodurch Bürgerinnen und Bürgern im Hinblick auf sozialstaatliche Aufgaben 
„mitwirken“ können sollen (vgl. Klein et al 2010). 
Dass Partizipation gerade derzeit „Konjunktur“ besitzt, lässt sich zu guterletzt 
auch daran ablesen, dass dieses hema zunehmend auch von Politikberaterir-
men aufgegrifen und regelrecht kommodifziert wird. Während international 
diverse Beraterirmen jeweils ihre eigenen, durch Trademarks urheberechtlich 
geschützten Beteiligungsinstrumente „vermarkten“ (vgl. Kersting 2008: 18), hat 
in Deutschland insbesondere die Bertelsmann-Stitung dieses hema für sich 
entdeckt.: Jährlich wirt sie etliche Publikationen zur politischen Beteiligung auf 
den Büchermarkt und versucht auf diese Weise, sich als dominierender hink-Tank 
in der Öfentlichkeit zu platzieren. 
Demokratietheoretische Implikationen  
der „partizipatorischen Wende“
Betrachtet man die geschilderte Entwicklung unter demokratietheoretischen 
Gesichtspunkten, dann stellt sich folgende zentrale Frage: Was sagt uns dieser 
Prozess der Ausweitung von Beteiligungsoptionen, sowohl in der Politik wie 
auch in diversen anderen gesellschatlichen Teilbereichen, über den Entwick-
lungstand von Demokratie in der Gesellschat aus, in der wir leben? Diese Frage 
erscheint auf den ersten Blick möglicherweise befremdlich, da Partizipation im 
Sinne einer Beteiligung an politischen Willensbildungs- und Entscheidungspro-
zessen letztlich den irreduziblen Kern einer Demokratie markiert (vgl. Verba et 
al 1995: 1; Crouch 2004: 3; Kersting 2008: 15), der Bürgerinnen und Bürgern 
erst die Möglichkeit eröfnet, als solche, d.h. als politische Subjekte öfentlich in 
Erscheinung zu treten. Insofern scheint es nahezuliegen, die Einführung und 
Erprobung von neuen Partizipationsverfahren grundsätzlich als ein Moment 
der Demokratisierung (vgl. Roth 2010) zu verstehen. Ebenfalls scheint es zu-
nächst wenig verwunderlich, dass manche Beobachter bereits von der Etablie-
rung einer „multiplen Demokratie“ (vgl. Nolte 2011) sprechen. 
Dennoch handelt es sich bei der hier aufgeworfenen Frage nach dem Verhält-
nis des derzeitigen „Partizipations-Hypes“ und Demokratie keinesfalls um eine 
leichte, auf die man eine einfache und eindeutige Anwort geben kann. Denn zum 
einen hängt der Beitrag von Partizipation zur Demokratisierung von Gesellschat 
immer auch davon ab, was man unter Partizipation verstehen möchte. Mag diese 
Frage auf den ersten Blick noch so trivial erscheinen, so ist es dennoch äußerst 
bedeutsam, nicht aus dem Blick zu verlieren, dass man auf sehr unterschiedliche 
Art und Weise „beteiligt“ werden kann.1 Dabei müssen die Verfahren, in die 
man „eingebunden“ wird, nicht alleine und zwingend einen emanzipatorischen 
Charakter und eine demokratische Substanz aufweisen, sondern können zugleich 
auch herrschatliche bzw. „tyrannische“ Züge implizieren (vgl. Cooke/Kothari 
2001; Carey 2009). Somit ist nicht alleine entscheidend, wie viel Bürgerinnen und 
Bürger partizipieren und wie viel „Empowerment“2 sie dabei erfahren, sondern 
1  Für eine frühe kritische Typologie vgl. Arnstein (1969).
2  Zur Kritik der deutschen Empowermentdebatte vgl. Weber (2009).
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viel entscheidender bleibt die Frage, woran bzw. wie sie beteiligt und wozu sie 
ermächtigt werden (vgl. Henkel/Stirrat 2001: 182). 
Zweitens – und bezogen auf die Soziale Arbeit- ist die Ausdehnung bzw. Imple-
mentierung von Beteiligungsoptionen in gesellschatlichen Feldern wie z.B. der 
Jugendhilfe oder anderen sozialen Arbeitsbereichen grundsätzlich begrüßenswert. 
Ob dies jedoch zweifelsfrei einen Ausdruck für eine voranschreitende allgemeine 
gesellschatliche Demokratisierung markiert, bleibt letztlich auch abhängig von 
den vorherrschenden politischen Rahmenbedingungen und Verhältnissen, inner-
halb derer Partizipation sich vollzieht und deren Bestandteil sie bildet. Zwar kann 
Partizipation außerhalb des politischen Feldes (im engeren Sinne) zweifelsohne 
Demokratie befördern. Die Gewährung entsprechender Beteiligungsoptionen 
kann allerdings auch die Form einer substituierenden Entschädigigung für die 
Verweigerung, Rücknahme oder substanziellen Aushöhlung grundsätzlicher po-
litischer (und ziviler) Bürgerrechte annehmen. Gerade die deutsche Geschichte 
hält hier einige historische Beispiele bereit: Sowohl die durch die preußische kom-
munale Selbstverwaltung des 19. Jahrhunderts eröfneten „Ehrenämter“ als auch 
die Zwangsbeteiligung in den Massenorganisationen des Dritten Reiches können 
unter demokratietheoretischen Gesichtspunkten als Formen einer herrschat-
lich intendierten „Ersatzpartizipation“ (Sachße/Tennstedt 1992: 32) angesehen 
werden, die letztlich über die „partizipatorische“ Einbindung von mehr oder 
minder großen Teilen der Bevölkerung auf die Unterbindung einer tatsächlich 
demokratisch verfassten Beteiligung ausgerichtet waren (vgl. Olk 1986; Sachße/
Tennstedt 1992; Gräser 2009).
Drittens stellt sich aus einer demokratietheoretischen Sicht, wie sie sich ins-
besondere aus der Perspektive der Citizenship-heorie mit ihrem Fokus auf uni-
verseller Gleichheit im Bürgerstatus (vgl. Marshall 1992) formulieren lässt, die 
Frage nach demokratisierenden Potenzialen von Partizipation nicht alleine als 
Frage nach formal verliehenen Optionen oder Rechten, sondern immer auch eine 
nach dem faktischen Vorhandensein der Fähigkeit und der Mittel, diese Rechte 
auch auszuüben; insbesondere dann, wenn diese Voraussetzungen gesellschatlich 
ungleich verteilt sind (vgl. Marshall 1975; Bourdieu 2001). Im Hinblick auf die 
Auseinandersetzung mit einem möglichen Beitrag Sozialer Arbeit zur Demokra-
tisierung von Gesellschat ist somit das Augenmerk auch auf Fragen (politischen) 
„Empowerments“ zu richten, also danach, ob und wie im Rahmen sozialer Dienste 
diese Voraussetzungen der Ausübung formal gegebener Partizipationsrechte (auch 
über ihr eigenes Feld hinaus) gesichert werden können.
Um die Frage weiterverfolgen zu können, inwiefern Partizipation in der So-
zialen Arbeit bzw. sozialen Diensten zu einer weiteren Demokratisierung von 
Gesellschat beitragen kann, ist es sinnvoll, einen genaueren Blick auf den Be-
grif selbst und seinen semantischen Gehalt zu werfen. Dabei soll das (durchaus 
widersprüchliche) Verhältnis von Demokratie und Partizipation im Folgenden 
entlang der durch obige drei kritische Anmerkungen eröfneten Perspektiven 
untersucht werden. 
Partizipation zwischen Emanzipation und Herrschaft 
Blickt man auf derzeitige Partizipationsdiskurse, so lässt sich dort sehr deutlich 
eine Tendenz zur Ausweitung des zugrunde gelegten Begrifsverständnisses fest-
stellen: Der Ausgangspunkt dieser Entwicklung lag in der Kritik an einer zu en-
gen Perspektive sozial- bzw. politikwissenschatlicher Partizipationsforschung, 
welche lediglich formal institutionalisierte Formen politischen Handelns inner-
halb des politischen Parteien- und Repräsentativsystems in den Blick nahm und 
demgegenüber „unkonventionelle“ politische Aktivitäten, wie z.B. die Teilnahme 
an Demonstrationen, völlig außen vor ließ (vgl. Hoecker 2006: 15f ). Inzwi-
schen hat sich diese Tendenz der Begrifserweiterung jedoch bis hin zu einer völ-
ligen semantischen Entgrenzung dynamisiert. Zum einen gibt es den Vorschlag, 
sowohl analytisch wie empirisch die Grenze zwischen politischer Partizipation 
und sozialer Partizipation bzw. sozialem Engagement aufzugeben (vgl. ebd. 12; 
Hurrelmann et al 2002). Zum zweiten gibt es innerhalb der Jugendforschung so-
gar Akteure, die sich dafür aussprechen, die Frage nach einer Trennung zwischen 
„Partizipation“ und „Nichtpartizipation“ vollends fallen zu lassen und unter dem 
Begrifslabel „Partizipation“ letztlich alle Formen öfentlicher Präsenz in den 
Blick zu nehmen (vgl. Walther 2010: 127f; Tully 2008: 486).
Einerseits scheint es auch für diese Entwicklung zunächst gute Gründe zu ge-
ben, denn mit der breiten Fokussierung auf gesellschatliche Aktivitäten soll auch 
ein Beitrag dazu geleistet werden, (jugendliche) Akteure nicht als Deizitträger, 
d.h. als passive „Politikverdrossene“ zu konstruieren (vgl. Walther 2010: 122). Zu-
gleich ist es auch richtig, dass das „Politische“ gesellschatlich letztlich keine feste 
Grenze aufweist (vgl. Tully 2008: 486). Denn schließlich besitzt jegliches soziales 
Handeln eine politische Dimension, insofern es immer (sei es airmativ oder 
infragestellend) Bezug nimmt auf die Strukturen und Regeln gesellschatlichen 
Zusammenlebens, in denen sich stets soziale Macht- bzw. Herrschatsverhältnisse 
und Konlikte widerspiegeln (vgl. Pfaf 2006: 74; Bourdieu 1985; Moufe 2007). 
Nimmt man das nun allerdings zum Anlass, Partizipation begrilich vollends 
zu entgrenzen, führt dies letztlich zu deren terminologischer Trivialisierung 
(vgl. Rasmussen/Brown 2002: 185), was durchaus fatale Folgen hat: Denn wenn 
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demnach letztlich alles und zugleich nichts mit dem Begrif der Partizipation 
belegt werden kann, indet Kritik (z.B. an der Vorenthaltung von Partizipation) 
auch keinen Ankerpunkt mehr. Die Aussage, man lebe in einer partizipativen 
Gesellschat, bewahrheitet sich somit immer von selbst.3 
Betrachtet man demgegenüber Partizipation aus einer demokratietheoretischen 
Perspektive, wie sie z.B. durch die heorie des Citizenship (vgl. Mackert 2006; 
Wagner 2009) eröfnet wird, dann handelt sich dabei um jenes Moment, welches 
in einer Demokratie das konstitutive Element des Bürgerstatus bildet: 
„Citizenship is a feature of the democratic system. To say that a system is democratic is 
to imply not only that the system is responsitive to the interests of most of the citizens 
but also that the citizens share in governing“ (hompson 1970: 2f). 
Auch wenn über die konkrete Ausdeutung und Reichweite dieser Beteiligung 
innerhalb der Debatten keinesfalls Einigkeit besteht, so ist es dennoch unbe-
stritten, dass sich aus der Perspektive von Citizenship politische Partizipation 
zentral auf die Beteiligung an kollektiv bindenden Entscheidungsprozessen be-
zieht (vgl. Habermas 1994: 1332; Wagner 2009). Dabei gilt es zu betonen, dass 
das polische Element des Bürgerstatus, entgegen der klassischen Aufassung (vgl. 
Marshall 1992: 40), nicht nur im Hinblick auf das politische System im engeren 
Sinne bedeutungsvoll ist, d.h. sich nicht alleine auf Parlamente und sich auch 
keinesfalls in Wahlakten erschöpt. Kollektiv bindende Entscheidungsprozesse 
inden auch an anderen Orten statt, so z.B. in der Arbeits- und Berufswelt oder 
in wohlfahrtstaatlichen Institutionen. Die stillschweigende Depolitisierung an-
derer gesellschatlich relevanter Institutionen hat vielfach Kritik erfahren, wo-
bei unter dem Label „Citizenship“ zugleich die grundsätzliche Bedeutung von 
Partizipationsrechten und Mitbestimmung in der Wirtschat (vgl. u.a. Giddens 
[1983]2000),4 dem Bildungssystem (vgl. Sünker et al 2005) und sozialstaatlichen 
Dienstleistungen (vgl. u.a. Beresford/Crot 1992; Lister 1998; Schaarschuch 
2000) hervorgehoben wurde. 
Aus dieser demokratietheoretischen Perspektive erhält Partizipation eine deut-
liche emanzipatorische Perspektive, wobei es unter dem Gesichtspunkt Citizenship 
nicht alleine nur um das Ausüben bestehender Partzizipationsrechte geht. Die 
„Seele der Politik der Emanzipation“ liegt demnach vielmehr im „Kampf gegen 
3  Insofern ist dieser Problematik, was hier jedoch nicht weiter vertiet werden soll, bes-
ser durch begriliche Ausdiferenzierung als durch eine semantische Erweiterung 
des Partizipationsbegrifs beizukommen. 
4  Die Bedeutung der Mitbestimmung von Arbeitnehmern in Betrieben betont auch 
Vester (vgl. 2011: 86)
die Verweigerung der Bürgerschat“ (Balibar 2006: 18f). Es geht also auch um so 
genannte „acts of citizenship“ (Isin 2008: 18), d.h. um (außerparlamentarische) 
Aktionen der Reklamation, Erstreitung oder auch Verteidigung von politischen 
Bürgerrechten (vgl. ebd.; Balibar 2006: 18f;), um die Erkämpfung von Partizipa-
tion qua politischem Handeln. 
Andererseits muss Partizipation (gerade dann, wenn unklar bleibt, was man 
darunter eigentlich verstehen will) nicht zwingend auf eine emanzipatorische 
Zielsetzung hin ausgerichtet sein. Dies lässt sich derzeit gerade daran ablesen, 
dass auch Programmatiken wie die des New Public Managements oder die des 
aktivierenden Sozialstaats für sich einen partizipatorischen Anspruch reklamie-
ren. Jedoch weist Partizipation in diesen Kontexten otmals einen recht instru-
mentellen Charakter auf, etwa als ein Mittel zur Lösung sozialstaatlicher oder 
arbeitsmarktpolitischer Probleme (vgl. Betz et al 2010: 14f) oder als ein Bestandteil 
neuer managerialistischer Organisationsstrukturen (vgl. Beckmann 2009: 117). 
Die solcher Art gewährten Beteiligungsoptionen in sozialen Diensten kommen 
in den aller seltensten Fällen über einmalige Anhörungen, Befragungen oder die 
Installierung weitgehend kompetenzloser Beiräte hinaus und werden von den 
„Beteiligten“ nicht selten als reine Alibi-Beteiligung erlebt (vgl. Arbeitsgruppe 
„Präventive Jugendhilfe“ 1995: 127f; Pluto et al 2007: 423f; Babic 2010: 218f).5 
Gerade solche Formen der Beteiligung, die nur ausnahmsweise dem An-
spruch einer tatsächlichen Mitbestimmung genügen, können sehr gut dazu 
genutzt werden, um weiterhin hierarchisch angelegte Entscheidungs- und Steu-
erungsprozesse über die Beteiligung von „betrofenen“ Akteuren efektiver zu 
gestalten und zu legitimieren. Beteiligung kann (so z.B. im Kontext evaluativer 
Befragungen) zur Gewinnung manageriellen Planungs- bzw. Herrschatswissens 
(welches Bürgerinteressen meist nur noch in einer deformierten Form wider-
spiegelt) genutzt werden (vgl. Pollitt 1998: 117) und rekalmiert aufgrund seiner 
„partizipativen“ Herstellung für sich eine besondere Bedeutung. Zum zweiten 
kann Partizipation auch dem Zweck der Verringerung möglichen Widerstands 
durch dessen (neutralisierende) „Einbindung“ dienen (vgl. u.a. Cooke/Kothari 
2001: 8f; Henkel/Stirrat 2001: 178f; Sünker et al 2005: 10). Drittens kann 
Partizipation auch den Charakter eines „tyrannischen“ Imperatives anneh-
men, der die als Bürger angerufenen Personen in die Plicht nimmt, sich auf 
5  Aber auch viele der kommunalen Kinder- und Jugendparlamente verbleiben auf ei-
ner die üblichen Rituale formal-parlamentarischer Politik kopierenden scheinparti-
zipativen Ebene, der es sowohl an Entscheidungsgewalt und damit zugleich auch an 
faktischer Anerkennung mangelt (vgl. Burdewick 2005).
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„verantwortliche“ Art und Weise zu beteiligen: „In the contemporary world, 
participation as an administrative or political principle eases autoritatve force, 
in turn placing responsibility on the ‘participants’“ (Henkel/Stirrat 2001: 179). 
Dabei wird neben der Anrufung von Bürgerinnen und Bürgern zu mehr „bürger-
schatlichen Engagement“ (vgl. kritisch Dahme/Wohlfahrt 2010) im Zeitalter 
des workfare unter dem Label der „Aktivierung“ auch dann noch „Beteiligung“ 
und „Empowerment“ versprochen, wenn entsprechende Programme de facto 
sehr ofensichtlich von Kontrolle und Zwang gekennzeichnet sind (vgl. Stern 
2000; Carey 2009; Lutz in diesem Band).
Insofern ist es vermutlich gerade die emanzipatorische Assoziation, die Par-
tizipationssemantiken auch für Projekte der Herrschatssicherung interessant 
zu machen scheinen. Folgt man an dieser Stelle den hegemonietheoretischen 
Überlegungen Malcolm Careys, so lässt sich eine solche Vereinnahmung von Par-
tizipation zu herrschatlichen Zwecken darauf zurückführen, dass Herrschat zur 
Sicherstellung ihrer eigenen Legitimation immer subalterne Elemente ideologisch 
aufgreifen und inkorporieren muss (vgl. Carey 2009: 181):
„A tendency to adopt counter-hegemonies and utilze them for very diferent purposes 
has been pivotal in relation to concepts such as […] empowerment […] and SUCP 
[service user and carer participation; TW]. Much like ,social work’ itself, what these 
tendencies, dynamics, movements and philosophies each have in common is an am-
bivalence that is easy to exploit, ontologically hijack and use for diferent political 
ends“ (ebd. 182).
Doch auch wenn Partizipation zu herrschatlichen Zwecken instrumentalisiert 
werden kann, so bedeutet dies keinesfalls, dass mit dem zuvor beschriebenen 
emanzipatorischen Potenzial lediglich Augenwischerei betrieben würde. Viel-
mehr handelt es sich um ein von Widersprüchen gekennzeichnetes Spannungs-
verhältnis, welches je nachdem auch Spielraum für Bewegung eröfnet. So kann 
z.B. ein hegemonialer Rückgrif auf emanzipatorische Vokabeln wie Partizipa-
tion oder Citizenship entgegen der eigentlichen herrschatssichernden Intention 
auch den Boden für Formen des Widerstands und Forderungen nach tatsächli-
chen Bürger- bzw. Beteiligungsrechten bereiten, wie John Harris sehr eindrück-
lich am Beispiel des Rückgrifs britischer User-Movements verdeutlicht: 
„Citizenship struggles from the margins have focused on campaigns for recognition, 
inclusion, justice and equal opportunities. hese struggles have encompassed a wide 
range of service user groups, such as Survivors Speak Out, the National Association 
of Young People in Care, self-advocacy groups, citizen advocay [sic!] projects and 
many more. An appeal to citizenship [or participation; T.W.] may be useful in these 
struggles against the residualization of social rights and in emphasizing the ideal of 
equality of status as the basis for questioning inegalitarian social relations. A new 
mode of domination has thrown up new forms of resistance and solidarities in the 
quasi-market of welfare“ (Harris 1999: 932; Hervorhebungen T.W.). 
Insoweit bleibt festzuhalten, dass Partizipation in seiner jeweils historischen 
Realisierung „weder eindeutig [ein] Instrument der Herrschenden zur Befrie-
dung und Legitimationssicherung noch eindeutig eine Chance der Entschei-
dungsbetrofenen zur Durchsetzung ihrer Interessen“ (Sünker et al 2005: 10) 
darstellt, sondern stets in einem Spannungsverhältnis zwischen Emanzipation 
und Herrschat eingebettet ist. In diesem von Widersprüchen gekennzeichne-
ten Spannungsverhältnis bewegen sich auch Sozialarbeiterinnen und Sozialar-
beiter immer dann, wenn sie Partizipation in ihrer Arbeit fördern wollen. Unter 
dem Label „Partizipation“ geht es somit einerseits darum, Spielräume für die 
Unterstützung sozial bzw. politisch marginalisierter Bevölkerungsgruppen in 
ihren Auseinandersetzungen um die Reklamierung und Sicherung substanziel-
ler partizipatorischer Bürgerrechte (vgl. Lister 1998: 38), im Sinne eines Rechts 
auf Mitbestimmung in Prozessen kollektiv bindender Entscheidungsindung 
auszuloten. Andererseits bedarf es jedoch auch stets einer kritischen Analyse, 
inwiefern die eigenen Angebote und Partizipationsoptionen tatsächlich einen 
Emanzipationsgehalt entfalten können und in welchem Ausmaß sie dem entge-
gen einen instrumentellen bzw. Hegemonie absichernden Charakter besitzen.
Das im Zeichen dieses Spannungsverhältnisses von Emanzipation und Herr-
schat sich ambivalent gestaltende Verhältnis von Partizipation und Demokratie 
soll im Folgenden entlang zweier weiterer Dimensionen entfaltet werden: Es soll 
der Frage nach der Einbettung des derzeitigen Ausbaus von Partizipation in den 
Kontext vorherrschender politischer Regulation sowie der nach den Grundlagen 
und Voraussetzungen der Ausübung formal gegebener Partizipationsrechte bzw. 
-optionen nachgegangen werden. 
Zwischen Widerstand und engagementpolitischem Alibi –  
Partizipation unter den Bedingungen der Post-Demokratie 
Wirt man einen Blick in gegenwärtige politik- bzw. sozialwissenschatliche De-
batten, so lassen sich dort im Hinblick auf den derzeitigen Zustand westlicher 
Demokratien nicht alleine nur optimistische Zeitdiagnosen auinden. Viel-
mehr wird unter dem Begrif der „Post-Demokratie“ (vgl. Rancìere 2002: 111; 
Crouch 2004: 4) auch die hese diskutiert, dass etablierte Demokratien mo-
mentan Veränderungsprozessen unterliegen, die deren demokratischen Selbst-
anspruch auf „Volksherrschat“ substantiell gefährden. Die Krisendiagnose der 
Post-Demokratie markiert dabei jedoch keineswegs eine schliche Auhebung 
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demokratischer Prinzipien und Institutionen, sondern verweist vielmehr auf 
eine äußerst widersprüchliche Dynamik des formalen Ausbaus bei gleichzeitiger 
inhaltlicher Aushölung demokratischer Partizipation: 
„Under this model [post-democracy; T.W.] while elections certainly exist and can 
change governments, public electoral debate is a tightly controlled spectacle, ma-
naged by rival teams of professional experts in the techniques of persuasion, and 
considering a small range of electoral game, politics is really shaped in private by 
interaction between elected governments and elites that overwhelmingly represent 
business interests […] while the forms of democracy remain fully in place […] politics 
and government are increasingly slipping back into the control of privileged elites in 
the manner characteristic of pre-democratic times; and that one major consequence 
of this process is the growing impotence of egalitarian causes“ (Crouch 2004: 4, 6). 
Der Widerspruch dieser Situation indet darin seinen Ausdruck, dass demok-
ratische Institutionen formal weiter funktionieren und teilweise sogar ausgebaut 
werden. Andererseits verschärfen sich jedoch Prozesse der Monopolisierung des 
Zugangs zu institutionalisierter politischer Macht zusehends zugunsten privil-
egierter gesellschatlicher Akteursgruppen.6 
Ihren Niederschlag indet diese Entwicklung vor allem in der Substitution for-
maler Prozesse politischen Entscheidens (Government) durch die Entstehung von 
Governance-Systemenen, deren halboizielle und inoizielle Mechanismen die 
Strukturen politischer Herrschat grundlegend verändern (vgl. Demirovic/Walk 
2011). Während diese Strukturen einerseits den Einluss „systemrelevanter“ wirt-
schatlicher bzw. inanzmarktkapitalistischer Akteure und Lobbyvertretungen, 
hink Tanks und global agierender Beraterirmen auf Regierungsentscheidungen 
steigern (vgl. Crouch 2004: 17f), drohen zentrale politische Entscheidungen 
zusehend einer tatsächlichen demokratischen Kontrolle zu entgleiten:
„An die Stelle der Repräsentation von Bevölkerungsinteressen tritt die Präsentation 
von exekutivisch und unternehmerisch bereits vorentschiedener Politik. Die Post-
demokratien übereignen die Gestaltungsmacht an nicht-demokratisch legitimierte 
Akteure und bemühen sich um die Erziehung der Bevölkerung zur Akzeptanz dieser 
neuen Machthaber. Damit werden aber gerade jene Motivlagen und Energien be-
kämpt und entmutigt, die zur Reproduktion eines demokratischen Gemeinwesens 
erforderlich sind. Im Zuge des Aukommens der Postdemokratie entfernen sich damit 
6  Insofern sollte die Krisendiagnose „Post-Demokratie“ nicht dahingehend missver-
standen werden, dass die vorherigen politischen und gesellschatlichen Verhältnisse 
vollends egalitär und demokratisch, in einem partizipativen Sinne, waren. Dennoch 
kann mit dem Begrif aufgezeigt werden, dass der historisch erreichte Demokratisie-
rungsgrad durch gegenläuige Entwicklungen infrage gestellt wird. 
auch politische Schichten voneinander: die politischen Eliten, die politischen Mittel-
schichten und die politischen Absteigerschichten“ (Lessenich/Nullmeier 2006: 24).
Post-Demokratie markiert in dieser Hinsicht eine Regierungspraxis „nach den 
Demos“, die sich zwar weiterhin selbst als Demokratie beschreibt, die jedoch un-
ter der absoluten Verplichtung auf einen top-down vorentschiedenen Konsens 
„die Erscheinung, die Verrechnung und den Streit des Volks liquidiert“ (Rancière 
2002: 111) und damit letztlich versucht, den lebendigen, konliktiven Kern de-
mokratischen Handelns zusehends zum Verschwinden zu bringen (vgl. Moufe 
2007: 41). Die „Partizipation“ von Bürgern soll sich auf die Zustimmung und 
Ausführung vorab bereits getrofener politischer Entscheidungen beschränken 
(vgl. Lessenich/Nullmeier 2006: 24). 
Versucht man nun die Krisendiagnose „Post-Demokratie“ in die hier betriebene 
Auseinandersetzung um das Verhältnis von Partizipation und Demokratisierung 
mit einzubeziehen, dann ist zunächst zu konstatieren, dass der in den letzten 
Jahren erfolgte Bedeutungszuwachs von Partizipation keinesfalls bereits als Be-
leg für die Widerlegung der Post-Demokratie-hese verstanden werden darf.7 
Vielmehr ist dieser als ein Ausdruck der eigentümlichen Widersprüchlichkeit 
post-demokratischer Entwicklungstendenzen zu verstehen und muss insofern in 
seinen Bezügen zu neuen Governancestrukturen und veränderten Verhältnissen 
politischer Herrschat betrachtet werden. 
So kann die eingangs markierte Zunahme politischer Proteste einerseits als 
Ausdruck eines sich formierenden Widerstands bzw. als ein Aufbegehren gegen die 
„Arroganz der Macht“ (Vester 2011: 80; vgl. Demivorvic 2011) politischer Eliten 
und deren post-demokratischen Politikstil der letzten Jahre verstanden werden. 
Dabei hat die erfolgte Ausdehnung von Partizipationsrechten (so z.B. im Fall von 
Bürgerbegehren) durchaus zu einer gewissen Erweiterung der Aktions- und Ein-
lussmöglichkeiten (lokal)politischen Protests beigetragen (vgl. Rucht 2006: 202). 
Jedoch verteilen sich die tatsächlichen Möglichkeiten zur Nutzung dieser 
Partizipationsoptionen gesellschatlich de facto äußerst ungleich (vgl. Schäfer 
2010; Böhnke 2011), und ein erweitertes Partizipationsrepertoire löst keinesfalls 
vorherrschende politische Machtstrukturen und Kräteverhältnisse per se auf. Und 
ebenfalls gilt es zu bedenken, dass sich andererseits viele der neu Etablierten „Betei-
ligungsoptionen“ äußerst reibungslos in die neuen Strukturen post-demokratischer 
Governance einfügen. Darüber hinaus lässt sich mit Blick auf die unter dem Label 
„bürgerschatliches Engagement“ im sozialstaatlichen Institutionenssystem derzeit 
7  Für eine solche Einschätzung vgl. Roth (2010).
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eröfneten Formen der „Mitwirkung“ aufzeigen, dass das Prinzip „Governance“ 
hier einen grundsätzlich anderen Charakter besitzt als im Verhältnis zu ökonomi-
schen Eliten. Auch wenn Befürworter einer staatlichen Engagementpolitik dieser 
das Potenzial zuschreiben, unter den gegebenen gesellschatlichen Bedingungen 
zu einer „Demokratisierung repräsentativer Demokratien“ (Klein et al 2010: 
24) beizutragen, so beschränkt sich dennoch bei genauerer Betrachtung das in 
diesem Kontext eröfnete Spektrum von „Mitwirkungschancen“ de facto auf die 
„Beteiligung“ zivilgesellschatlicher Kräte an der Erbringung öfentlicher bzw. 
sozialer Aufgaben. 
Unter Zugrundelegung der Perspektive von Post-Demokratie ist es deshalb fol-
gerichtig, diese Form der „Verantwortungsteilung“ zwischen engagierten Bürgern 
und (sozial)staatlichen Instanzen und die damit verbundenen Formen der „Beteili-
gung“ als Ausdruck des Versuchs der Etablierung einer post-demokratischen Form 
politischer Arbeitsteilung zu verstehen: Während das konventionelle politische 
„Kerngeschät“ (insbesondere auf nationaler aber auch transnationaler Ebene) 
zunehmend politischen und ökonomischen Eliten, Politikberatern, Lobbyisten 
und inanzkrätigen hink Tanks vorbehalten bleiben soll, werden der sich im-
mer weniger repräsentiert fühlende „Bürger“ und seine „Bürgerin“, ganz nach 
dem Vorbild prädemokratischer Zeiten, auf die Geilde der „kleinen Politik vor 
Ort“, auf die Beteiligung in der Kommune und in sozialen Diensten verwiesen. 
Auch wenn sich dort zweifelsohne Optionen für politisches Handeln und Protest 
von Bürgern bieten, so bleibt der demokratisierende Charakter dieser Entwick-
lung mehr als zweifelhat. Denn unter den Bedingungen der Post-Demokratie 
besitzt die Gewährung von (limitierten) Partizipationsoptionen im „Kleinen“, 
angesichts der gleichzeitigen Entmachtung des Bürgers in der „großen Politik“, 
nicht widerspruchsfrei den Charakter einer gesellschatlichen Demokratisierung, 
sondern vielmehr den eines Abdrängens des Bürgers in ein lokalpolitisches bzw. 
zivilgesellschatliches Reservat. 
Dennoch sollte man im Hinblick auf die Frage, inwiefern sich über den Ausbau 
von Partizipationsoptionen außerhalb des politischen Feldes, so z.B. im Rahmen 
Sozialer Arbeit, ein Kontrapunkt setzen oder gar Formen der Gegenwehr gegen 
post-demokratische Entwicklungstendenzen mobilisieren lassen können, zu kei-
nem allzu voreiligen Ergebnis kommen. Zwar bleibt es zweifelhat, inwiefern unter 
den aktuellen Bedingungen der Post-Demokratie der Ausbau von „Beteiligung“ 
in sozialen Diensten bei gleichzeitiger Aushöhlung allgemeiner politischer Par-
tizipationsrechte als eindeutiger Ausdruck gesellschatlicher Demokratisierung 
verstanden werden kann. Dennoch ist es grundsätzlich nicht ausgeschlossen, dass 
solcher Art Beteiligung zu einer allgemeinen Qualiizierung von Nutzerinnen 
und Nutzern beitragen kann, nämlich auf ihre eigenen Lebensumstände durch 
politisches Handeln bzw. Protest Einluss zu nehmen (vgl. Schaarschuch 2008: 
197; Wagner 2009) und ggf. tatsächliche Partizipationsrechte für sich einfordern 
zu können. Dabei sollte man jedoch zwei Dinge nicht aus den Augen verlieren: 
Zum einen sollte man vor dem Hintergrund der Post-Demokratie-hese sehr 
genau beobachten, ob über die Förderung bürgerschatlichen Engagements und 
die Gewährung von (begrenzten) Beteiligungsoptionen in sozialen Diensten der 
weitgehende Ausschluss von Bürgerinnen und Bürgern aus dem „Kerngeschät“ 
der institutionalisierten Politik betrieben wird und ggf. hinter der Fassade einer 
in erster Linie unverbindlichen und mit wenig Entscheidungsgewalt versehe-
nen und zugleich hochgradig idealisierten, „gemeinwohlorientierten Politik“ 
des Engagements zum Verschwinden gebracht werden soll. Zweitens bedarf ein 
ernsthater Versuch der Qualiizierung von Nutzerinnen und Nutzern als Bürger 
und Bürgerinnen zugleich einer eingehenden Befassung mit der Frage nach den zur 
Ausübung formaler Partizipationsrechte benötigten Ressourcen, was letztlich eine 
Auseinandersetzung mit den Grundlagen politischer Macht auf die Agenda setzt.
Vom (post-demokratischen) Verhältnis formaler  
Rechtsgleichheit und politischer Macht –  
Partizipation zwischen Ver- und Entbürgerlichung
Wirt man einen Blick auf die Empirie politischen Handelns, so lässt sich hier 
seit Jahren der Trend beobachten, dass einerseits die Ausübung „konventionel-
ler“ Formen politischer Beteiligung, wie z.B. die Beteiligung an Wahlen oder die 
Mitgliedschat in politischen Vereinigungen sich rückläuig gestaltet, wohinge-
gen andererseits „unkonventionelle“ bzw. formal nicht institutionalisierte und 
eher punktuelle angelegte Aktionsformen, wie z.B. die Beteiligung an Demnons-
trationen, Petitionsverfahren oder Protestaktionen an Bedeutung und Zuspruch 
in der Bevölkerung gewinnen (vgl. u.a. Weßels 2008). Trotz dieser Entwicklung 
werden jedoch alle nichtelektoralen politischen Aktivitäten nach wie vor nur 
von einer gesellschatlichen Minderheit regelmäßig ausgeübt (vgl. Steinbrecher 
2009: 286f ). Dabei zeigen nahezu alle der vorliegenden Studien – sowohl in der 
Politikwissenschat wie auch in der Jugendforschung – zugleich einen deutlichen 
Einluss des sozioökonomischen Status auf politische Dispositionen und Aktivi-
täten auf (vgl. Verba et al 1995: 188f; Gaiser/de Rijke 2006: 255f; Böhnke 2011: 
20f; Schneekloth 2010: 131f ). Lässt sich bereits bei der Wahlbeteiligung, wenn 
auch mit international unterschiedlichem Ausmaß, eine Ungleichverteilung über 
die Bevölkerung entlang der Indikatoren Bildung und Einkommen nachzeichnen 
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(vgl. Alber/Kohler 2008: 14f ), so scheint dieser Einluss sozialer Ungleichheit 
mit der Abnahme des formalen Institutionalisierungsgrades generell zuzuneh-
men: Gerade die derzeit prominenten zivilgesellschatlichen Protest- und Akti-
onsformen sind weitaus stärker durch soziale Ungleichheiten verzerrt, als dies 
bereits bei „konventionellen“ Formen politischer Beteiligung der Fall ist (vgl. 
Schäfer 2010: 3f ). Dies lässt sich an zwei prominenten Beispielen festmachen: So 
lag der Anteil an Universitäts- oder FH-Abschlüssen unter Stuttgart 21-Demons-
tranten bei einer Umfrage im Jahr 2010 mit ca. 50% nahezu doppelt so hoch wie 
im bundesdeutschen Bevölkerungsdurchschnitt (vgl. Rucht et al 2010: 2). Im 
Rahmen des Volksentscheides zur Verhinderung der Hamburger Schulreform 
der schwarz-grünen Regierung im Jahr 2010 wurden vorwiegend wohlhabende 
Stadtteile von der Mobilisierung erfasst, während die Beteiligung in schlechter 
gestellten Vierteln unterdurchschnittlich ausiel (vgl. Jörke 2011: 16). Gerade an 
diesem Beispiel wird deutlich, wie direktdemokratische Verfahren seitens einer 
privilegierten und gut organisierten Bevölkerungsgruppen dazu genutzt werden 
können, ihre Interessen gegen eine prinzipiell egalitärere Infragstrukturpolitik 
(in diesem Fall: Bildungspolitik) zu verteidigen. 
Diese empirischen Befunden stützen letztlich die hese, dass die Statuierung 
formal gleicher Bürger- bzw. Partizipationsrechte noch lange nicht dazu führt, 
dass diese Rechte auch von all ihren Trägern in gleicher Weise wahrgenommen 
werden können, sondern sie nur für diejenigen einen realen Gebrauchtswert be-
sitzen, die auch über die Fähigkeit und die Ressourcen verfügen, diese efektiv zu 
nutzen (und dass solcherart Fähigkeiten unter den Bedingungen einer bürgerlich-
kapitalistischen Klassenschat ungleich verteilt sind) (vgl. Marshall 1975: 207). 
In Bezug auf die hier verhandelte Frage nach dem demokratischen Potenzial von 
Partizipation greit somit eine alleinige Fokussierung auf die formale Existenz 
bzw. Ausdehnung von Partizipationsoptionen und -rechten zu kurz. Vielmehr 
kommt an dieser Stelle eine weitere Lesart des Partizipationsbegrifs ins Spiel, 
welche den Fokus auf die für Partizipation benötigten Ressourcen richtet (vgl. 
u.a. Steinert 2007). Es geht also auch um eine Auseinandersetzung mit den Vor-
aussetzungen partizipatorischer Teilnahme und deren Distribution, d.h. um eine 
Auseinandersetzung mit den Grundlagen politischer Macht. 
Folgt man der herrschats- bzw. machttheoretischen Position Pierre Bour-
dieus, so sind die Grundlagen der Akkumulation politischer Machtmittel eng 
an den Zugang zu ökonomischem, kulturellem wie auch symbolischem Kapital 
im sozialen Raum rückgebunden. Deren Ungleichverteilung trägt mit dazu bei, 
dass in demokratischen Repräsentativsystemen, trotz des Postulats universeller 
politischer Gleichheit, ein geheimer Zensusmechanismus (vgl. Bourdieu 2001: 
43) zugrunde liegt, d.h. ein Prozess sozialer Schließung, der auf der Diskrepanz 
formaler Rechte und der Vorenthaltung der Mittel zu deren Ausübung basiert 
(vgl. auch Bourdieu 2001a: 89). Vor diesem Hintergrund hat Michael Vester aus 
einer klassen- bzw. militeutheoretischen Perspektive darauf aufmerksam gemacht, 
dass die Angehörigen unterschiedlicher sozialer Klassen bzw. Milieus auf sehr 
ungleiche Weise sich Zugänge zum politischen Feld erschließen können (vgl. Vester 
2009: 43f). Demnach entsprechen die Optionen der oberen bürgerlichen Milieus 
deren privilegierter sozialenr Position, so dass diese als einzige Milieugruppe sich 
in größerem Umfang nach Logiken politischer Selbstvertretung verhalten können. 
Diese Optionen stehen den Angehörigen der übrigen Milieus in weitaus geringe-
rem Maße zur Verfügung, weshalb sie primär auf kollektive Kanäle wie z.B. der 
verbands- bzw. parteipolitischen Repräsentation ihrer Interessen angewiesen sind. 
Folglich gestaltet sich der Zugang unterprivilegierter Bevölkerungsgruppen zu 
einer efektiven politischen Repräsentation ihrer Interessen grundsätzlich prekär, 
weil gerade sie nur über eine schmale materielle wie symbolische Ressourcenbasis 
zur Akkumulation eigener politischer Machtmittel verfügen und dadurch auf 
Strategien milieuübergreifender Solidarität angewiesen sind. In der Regel jedoch 
bleibt diese Solidarität seitens „respektabler“ Bevölkerungsschichten aufgrund des 
gesellschatlichen Status der „nichtrespektablen“ Personengruppen fraglich. Auch 
wenn es zweifelsohne zu weit gehen würde zu behaupten, dass gesellschatlich 
marginalisierte Bevölkerungsgruppen politischen Aktivitäten völlig gleichgültig 
gegenüberstünden, so beinden sie sich doch auf dem politischen Spielfeld quasi 
stets im Besitz eines „schwarzen Peters“ der grundsätzlichen Verweigerung egalitä-
rer Anerkennung im Status des Bürgers/der Bürgerin, der es letztlich auch erlaubt, 
bestehende Protestaktionen an den „Rändern“ der Gesellschat zu diskreditieren8, 
weitgehend totzuschweigen oder zu kriminalisieren (vgl. u.a. Jobard 2004). Vor 
diesem Hintergrund wird deutlich, dass die Frage nach einer Demokratisierung 
von Gesellschat unter den Bedingungen klassenbedingter Ungleichheiten auch 
die Frage nach der Garantie universeller Gleichheit im Status des Bürgers/der 
Bürgerin umfassen muss. In Zeiten des Fordismus lag die Antwort auf dieses 
Problem im Ausbau wohlfahrtstaatlicher Leistungen und sozialer Dienste und 
der damit verbundenen Etablierung universeller sozialer Bürgerrechtsansprüche 
(vgl. Marshall 1992). Auch wenn die Rolle des fordistischen Wohlfahrts- und 
„Sicherheitsstaats“ an dieser Stelle stets ambivalent blieb (vgl. Steinert 2007), so 
kann den in seinem Rahmen realisierten sozialen Bürgerrechten dennoch ein gr-
undsätzlicher Beitrag zur gesellschatlichen Demokratisierung nicht abgesprochen 
8  Zum Problem so genannter „dangerous constituencies“ vgl. Gans 1995.
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werden. Insofern muss gerade im Hinblick auf den Aspekt universeller Gleichheit 
davon gesprochen werden, dass im Zuge derzeitiger sozialstaatlicher Transfor-
mationsprozesse und den sie begleitenden Dynamiken sozialer Ausschließung 
Demokratie auf dem Spiel steht (vgl. Kronauer 2006: 29): Denn während derzeit 
in gewisser Hinsicht Beteiligungsoptionen für Bürgerinnen und Bürger eine 
grundsätzliche Ausweitung erfahren, stellt der Ab- bzw. Umbau sozialer Bürger-
rechte und die damit verbundene Privatisierung sozialer Risiken (vgl. Crouch 
2004: 78f; Crouch 2007) ebenfalls ein genuines Merkmal des Übergangs zu 
post-demokratischen politischen Verhältnissen dar, die sich letztlich auch durch 
eine zunehmende Ungleichverteilung der Ressourcen auszeichnen, welche wie-
derum einer Ausübung demokratischer Teilnahmerechte vorausgesetzt sind. Da, 
anders gesprochen, derzeit Partizipation in ihren Dimensionen der (politischen) 
Teilnahme und sozialen Teilhabe gegeneinander ausgespielt wird (vgl. Kessl 2000), 
führt der Ausbau von Partizipation vorrangig zu einer „Verstärkung des Einluss[es] 
ohnehin Privilegierter“ (Sünker et al 2005: 10) und gleichzeitig auch sehr leicht 
zur Untermauerung der Entbürgerlichung, d.h. der faktischen Entwertung der 
Partizipationsrechte und -möglichkeiten marginaliserter Bevölkerungsgruppen 
unter einem partizipativen Deckmäntelchen. 
Im Hinblick auf die aufgezeigte Diferenz zwischen formalen Partizipations-
rechten und der Verfügbarkeit der Mittel zu deren machtvoller Nutzung reformu-
liert sich die Frage, inwiefern Partizipation in der Sozialen Arbeit einen Beitrag 
zur Demokratisierung von Gesellschat leistet bzw. leisten kann, als Frage nach 
einem potenziellen Beitrag sozialer Dienste zur politischen Bemächtigung ihrer 
Nutzerinnen und Nutzer. Wie von diversen Autoren bereits aufgezeigt wurde, be-
sitzen soziale Dienste dieses Potenzial zweifelsohne: Gerade über die Gewährung 
von gehaltvollen und umfassenden Partizipationsoptionen können Einrichtun-
gen Sozialer Arbeit zu lebensweltnahen demokratischen Lernorten werden, an 
denen Prozesse politischer Sozialisation bzw. Bildung evoziert (vgl. Sünker 2002; 
Schaarschuch 2000; Hafenegger 2005; Wagner 2009) und zugleich die politische 
Selbstorganisation ihrer Nutzerinnen und Nutzern (vgl. Besersford/Crot 2004: 
32f; Kunstreich in diesem Het) gefördert werden können. Solche Formen einer 
Solidarisierung „von unten“ kann Soziale Arbeit darüber hinaus auch dadurch 
unterstützen, dass sie versucht, etwa im Kontext von Gemeinwesenabreit, Soli-
daritäten über Milieu- und Gruppengrenzen hinweg aufzubauen und darüber 
hinaus selbst als politischer Bündnispartner9 autritt. Solche Prozesse besitzen 
9  Zur damit verbundenen Problematik eines politischen Mandates vgl. Wagner 
(2008). 
durchaus ein Potenzial, post-demokratischen Tendenzen entgegenzuwirken, 
sofern sie auf die Evozierung von acts of citizenship ausgerichtet sind, d.h. auf 
(politische) Praxisformen der Beanspruchung des Bürgerstatus, die zugleich auf 
einen Bruch mit bestehenden juristischen, kategorialen sowie vor allem habituel-
len Konventionen (vgl. Isin 2008: 18, 39) ausgerichtet sind und somit bestehende 
soziale bzw. politische Ordnungen infrage stellen können. 
Gleichzeitig sind mit Blick auf die Frage der Bemächtigung über Partizipation 
in sozialen Diensten auch eine Reihe von Herausforderungen und Problemen 
zu benennen: Erstens stellen soziale Dienste selbst alles andere als herrschats-
freie Räume dar, vielmehrsind sie selbst – sowohl aus institutionellen wie auch 
sozialstrukturellen10 Gründen – durch eine äußerst ungleiche Verteilung von 
Machtressourcen gekennzeichnet, die der Ausbildung „klienteler Gegenmacht 
zu der institutionellen Problembearbeitung“ (AG „Präventive Jugendhilfe“ 1995: 
128) deutliche Grenzen setzen und dazu führen, dass viele Nutzerinnen und 
Nutzer ihre eigene Verhandlungssituation gegenüber den Professionellen als 
deutlich schwächer empinden (vgl. Pluto et al 2007: 429f; BJK 2009: 10). So 
erscheint es auch nicht weiter verwunderlich, dass bislang insbesondere Ange-
hörige der (ressourcenstarken) Mittelschichten – entgegen der Tatsache, dass diese 
Bevölkerungsgruppe unter der Klientel Sozialer Arbeit in vielen Arbeitsbereichen 
unterrepräsentiert bleibt (vgl. Seelmeyer 2008: 66-81) – in überproportionaler 
Weise sowohl einen Nutzen aus öfentlichen Diensten ziehen können als auch 
von gewährten Partizipationsoptionen Gebrauch machen (vgl. Clarke et al 2007: 
89; Sünker et al 2005). 
Zweitens ist Soziale Arbeit in ihrem Interesse, milieuübergreifende Solidaritä-
ten zu stiten, mit der Entwicklung konfrontiert, dass im Zuge allgemeiner sozialer 
Prekarisierungstendenzen Teile der (noch) etablierten, von Abstiegsängsten be-
drohten Mittelschichten soziale Respektabilitätsgrenzen nach unten hin absichern 
(vgl. Dörre 2011: 136f) und dazu auch – wie gerade das Beispiel der bürgerschat-
lichen Kampagne gegen die Schwarz-Grüne Hamburger Schulreform im Jahre 
2010 sehr deutlich aufzeigt (vgl. Jörke 2011) – die erweiterten Optionen politischer 
Partizipation nutzen. Mit solchen Phänomenen eines ofenen Solidaritätsbruchs 
seitens priviligierter gegenüber unterprivilegierten Bevölkerungsgruppen werden 
sich Akteure der Sozialen Arbeit – sofern sie über Partizipation in der Sozialen 
Arbeit einen Beitrag zur Demokratisierung der Gesellschat leisten wollen – in 
Zukunt verstärkt auseinandersetzen und sich diesen entgegenstellen müssen. 
10  Auf die klassentheoretisch relevanten Dimensionen dieser Ungleichverteilung kann 
an dieser Stelle nicht weiter eingegangen werden. 
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Dazu gehört jedoch auch eine kritische Auseinandersetzung mit der eigenen 
Verstricktheit in die Reproduktion gesellschatlicher Respektabilitätsgrenzen 
und damit verbundener (stigmatisierender) Etikettierungsprozesse gegenüber der 
eigenen Klientel (vgl. dazu auch Wagner et al 2011: 120f). 
Fazit – Partizipation und (Post)Demokratisierung:  
Über die Notwendigkeit der Wachsamkeit 
Es sollte deutlich geworden sein, dass das Verhältnis von Demokratie und Par-
tizipation zwar grundsätzlich einen konstitutiven Charakter in beide Richtun-
gen besitzt: Ohne Partizipation von Bürgern keine Demokratie und ohne eine 
demokratische Beteiligung von Bürgerinnen und Bürgern an Entscheidungs-
prozessen keine wirkliche Partizipation. Dennoch bleibt dieses Verhältnis alles 
andere als frei von Widersprüchen und der Gefahr einer gegenläuigen, d.h. au-
toritären, herrschatlichen Dimension, die es stets mit zu bedenken gilt, wenn 
man sich „Partizipation“ (was immer man damit im konkreten Fall verbinden 
mag) auf die Fahnen schreibt. Die derzeitige Ausweitung von Optionen der Be-
teiligung, sowohl im allgemeinen politischen Raum als auch innerhalb der Sozi-
alen Arbeit, sollte man im Grundsatz sehr wohl begrüßen. Man sollte sie jedoch 
zugleich entlang der drei aufgezeigten Spannungsverhältnisse: 
 – Emanzipation versus Herrschat,
 – partikulare bzw. feldspeziische versus allgemeine politische Partizipation, 
und 
 – formale Rechte versus Vorenthaltung der Ressourcen politischer Macht, 
kritisch hinterfragen und feldspeziisch prüfen, ob und inwieweit sie tatsächlich 
und eindeutig Prozesse der Demkratisierung zu befördern vermögen. 
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Herrschaft des Finanzkapitals; EU-Wirtschaftsregierung; 
Geschlechterdemokratie; Griechenland unter Troika- 
Diktat; EU-Verfassungspolitik; Unternehmensgewinne 
und Staatsschulden; Gewerkschaften und Eurokrise; 
Reichtum und Armut; Finanztransaktions steuer;  
EU-Rohstoffpolitik; EU-Beitritt und Souveränität
J. Bischoff, A. Scheele, K. Dräger, G. Kritidis,  
G. Kassimatis, H.-J. Bieling, W. Vontobel, R. Herzog, 
H. Schäppi, V. Pedrina, N. Imboden, R. Erne, U. Mäder, 
P. Wahl, P. Niggli, G. Trepp, H.-J. Fehr  
Diskussion
R. Bossart: Atheismus und Religionskritik 
C. Goll: Gewalt gegen Frauen 
H. Schui: Zukunft der Wirtschaftsdemokratie 
P. Angele et al.: Gewerkschaftliches Organizing
  z n   i r f
   ฀  
Diktatur der Finanzmärkte, 
EU-Krise und Widerstand
